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ERKENNTNIS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Fischer-Szilagyi als Vorsitzende und den Richter Mag. Marth 
als Beisitzer im Beisein der Schriftführerin Fr. Geiger über die Beschwerde des XXXX (alias XXXX auch 
XXXX) XXXX (alias XXXX auch XXXX), StA. Afghanistan, vom 24.05.2005 gegen den Bescheid des 
Bundesasylamtes vom 04.05.2005, FZ. 04 19.910-BAW, nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 
25.11.2008 zu Recht erkannt: 
 

Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX gemäß § 7 des Asylgesetzes 1997, BGBl. I Nr. 76/1997 idgF 
(AsylG), Asyl gewährt. Gemäß § 12 leg. cit. wird festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die 
Flüchtlingseigenschaft zukommt. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e: 
 

Mit angefochtenem Bescheid wurde der Asylantrag des Beschwerdeführers vom 28.09.2004 gemäß § 7 AsylG 
abgewiesen und die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung nach Afghanistan gemäß § 8 Abs. 1 
AsylG für zulässig erklärt. Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG wurde der Beschwerdeführer aus dem österreichischen 
Bundesgebiet ausgewiesen. 
 

Hiegegen wurde Rechtsmittel eingebracht und der Bescheid wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit, Verletzung 
von Verfahrensvorschriften, mangelhafter Beweiswürdigung und unrichtiger rechtlicher Beurteilung 
angefochten. 
 

Mit Bescheid vom 17.01.2007, GZ. 260.884/3-II/06/07, hob der Unabhängige Bundesasylsenat durch sein 
Mitglied Dr. Lehofer den Bescheid des Bundesasylsamtes auf und verwies die Angelegenheit gemäß § 66 Abs. 2 
AVG zur neuerlichen Verhandlung und zur Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurück. 
Gegen diesen Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates erhob das Bundesministerium für Inneres an den 
Verwaltungsgerichtshof gemäß § 38 Abs. 5 AslyG Amtsbeschwerde. Der Verwaltungsgerichtshof hob den 
angefochtenen Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates mit Erkenntnis vom 26.09.2007, Zl. 
2007/19/0087-7, wegen Rechtswidrigkeit des Inhaltes auf. 
 

Am 14.03.2006 langte ein Schreiben des Beschwerdeführers beim Unabhängigen Bundesasylsenat ein, in 
welchem das Christentum betreffend zusammengefasst ausgeführt wird, dass der Beschwerdeführer sich nach 
seiner Ankunft in Österreich mit einem Christen namens H. ein Zimmer geteilt habe. H. habe dem 
Beschwerdeführer das heilige Buch gegeben und ihn zur christlichen Religion eingeladen. Durch die Predigten 
in der Kirche sei der Beschwerdeführer mit der versprochenen Erlösung Jesu Christus vertraut geworden und 
habe so den Glauben an Jesus Christus gewonnen. Bedauerlicherweise sei er von der afghanischen Gemeinde in 
Wien ausgeschlossen worden, weil er konvertiert habe. 
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Im Anhang des Schreibens legte der Beschwerdeführer unter anderem eine Taufbestätigung - certificate of 
Baptism - ausgestellt von der XXXX, in Kopie vor. Aus dieser geht hervor, dass der Beschwerdeführer am 
12.06.2005 getauft worden ist. 
 

In der mündlichen Verhandlung vor dem Asylgerichtshof am 25.11.2008, zu welcher die Erstbehörde keinen 
Vertreter entsandte, gab der Beschwerdeführer im Wesentlichen zu Protokoll, er sei getauft worden und in der 
iranischen christlichen Gemeinde aktiv. Der ebenfalls im Zuge dieser Verhandlung einvernommene Zeuge D. C. 
- Obmann des Hilfsvereines der Evangelikalen Gemeinden in Österreich - führte diesbezüglich zusammengefasst 
aus, dass er den Beschwerdeführer seit Anfang Februar 2006 kenne. Der Beschwerdeführer sei damals als 
Besucher eines Gottesdienstes aus Eigenem zu ihnen gekommen und sei aktiv in ihrer Gemeinde tätig. 
 

Überdies wurden in dieser mündlichen Verhandlung folgende Unterlagen in Kopie vorgelegt: 
 

iranische Flüchtlingsausweise; 
 

Volksschulzeugnis aus dem Schuljahr 1377/78 (1998/99); 
 

Externistenprüfungszeugnis über die bestandene vierte Klasse (8. Schulstufe) der Hauptschule, ausgestellt am 
27.06.2007; 
 

Schreiben des D. C. vom 20.11.2008, aus welchem zusammengefasst hervorgeht, dass der Beschwerdeführer ein 
wertvolles Mitglied der Gemeinde - Iranische Christliche Gemeinde in der Evangeliumsgemeinde, XXXX - sei 
und er bis jetzt mit der Mitarbeit in den verschiedenen Teams der Gemeinde - wie Technikteam, Dienstteam, 
Theaterteam, Lobpreisteam sowie Evangelisationsteam - treu Gott und den Zielen der Gemeinde gedient habe. 
 

Folgender Sachverhalt wird festgestellt: 
 

Der Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger von Afghanistan und Angehöriger der Volksgruppe der Hazaren, 
hat sein Heimatland verlassen, ist illegal in Österreich eingereist und hat am 28.09.2004 gegenständlichen 
Asylantrag gestellt. 
 

Die Identität des Beschwerdeführers konnte aufgrund der vorgelegten Dokumente - iranische 
Flüchtlingsausweise und Volksschulzeugnis - festgestellt werden. 
 

In Österreich kam der Beschwerdeführer mit dem Christentum in Berührung und konvertierte durch Taufe am 
12.06.2005 zum christlichen Glauben. 
 

Im Rahmen des Beschwerdeverfahrens ist es dem Beschwerdeführer gelungen, weitgehend überzeugend 
darzutun, dass ihm das Verleugnen seines christlichen Glaubens im Falle einer Rückkehr nach Afghanistan - 
welches allerdings notwendig wäre, um in Afghanistan nicht einer massiven Gefährdung ausgesetzt zu werden - 
unzumutbar ist. 
 

Zur allgemeinen Situation in Afghanistan wird Folgendes festgestellt: 
 

Afghanistan befindet sich nach 23 Jahren Bürgerkrieg und kriegerischer Auseinandersetzungen in einem 
langwierigen Wiederaufbauprozess. Weitere Anstrengungen sind nötig, um die bisherigen Stabilisierungserfolge 
zu sichern und die Zukunftsperspektiven der afghanischen Bevölkerung nachhaltig zu verbessern. 
 

Die Sicherheitslage stellt sich regional sehr unterschiedlich dar. Gewaltsame Auseinandersetzungen zwischen 
unterschiedlichen Akteuren (staatliche Sicherheitskräfte und internationale Stabilisierungstruppe [ISAF], 
regierungsfeindliche Gruppen, rivalisierende Milizen, bewaffnete Stammesgruppen sowie organisierte 
Drogenbanden) dauern in etlichen Provinzen an oder können jederzeit wiederaufleben. Seit Frühjahr 2007 ist vor 
allem im Süden und Osten des Landes ein Anstieg gewaltsamer Übergriffe regruppierter Taliban und anderer 
regierungsfeindlicher Kräfte zu verzeichnen. Die Zahl der Selbstmordanschläge und Angriffe mit Sprengfallen 
von regierungsfeindlichen Kräften haben 2007 erheblich zugenommen. 
 

Afghanistan ist eines der ärmsten Länder der Welt. Die Wirtschaftslage ist weiterhin desolat, auch wenn ein 
bescheidener wirtschaftlicher Aufschwung in manchen Städten (z.B. Kabul, Herat) eingesetzt hat. Erste Schritte 
zur Verbesserung der Rahmenbedingungen sind eingeleitet. Der strenge Winter 2007/2008 hat in weiten 
Landesteilen (vor allem im Westen und Norden) zu dramatischen Versorgungsengpässen geführt. 
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Ein funktionierendes Verwaltungs- und Justizwesen fehlt weitgehend. In der Gerichtsbarkeit besteht keine 
Einigkeit über die Anwendung der verschiedenen Rechtsquellen (staatliche Gesetze, Scharia oder 
Gewohnheitsrecht). Rechtsstaatliche Verfahrensprinzipien werden häufig nicht eingehalten. 
 

Die Menschenrechtssituation verbessert sich nur langsam. Dies gilt auch für die Lage der Frauen in Afghanistan, 
selbst wenn die gegen sie gerichteten Verbote aus der Taliban-Zeit formal aufgehoben sind. Die größte 
Bedrohung der Menschenrechte geht von lokalen Machthabern und Kommandeuren ("warlords") aus. Die 
Zentralregierung kann diese Täter nur begrenzt kontrollieren bzw. ihre Taten untersuchen und sie vor Gericht 
bringen. Entscheidend ist es daher, die angestrebte Ausdehnung des Machtbereichs der Zentralregierung auf das 
gesamte Land zügig voranzutreiben. Noch verfügt die Zentralregierung nicht über das Machtmonopol, um die 
Bürger ausreichend zu schützen. 
 

Die humanitäre Situation stellt das Land vor allem mit Blick auf die mehr als 4,5 Millionen - meist aus Pakistan 
zurückgekehrten - Flüchtlinge vor große Herausforderungen. Knapp 3,4 Millionen afghanische Flüchtlinge 
halten sich noch im Iran und in Pakistan auf. Die Bemühungen des UNHCR bei der Rückführung von 
Flüchtlingen werden durch die schlechte Sicherheitslage, die weitgehend fehlenden wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen zum Aufbau einer Existenz sowie die schwache Verwaltungsstruktur der afghanischen 
Behörden beeinträchtigt. 
 

Rückkehrer können auf Schwierigkeiten stoßen, wenn sie außerhalb des Familienverbandes oder nach einer 
längeren Abwesenheit im (westlich geprägten) Ausland zurückkehren und ihnen ein soziales oder familiäres 
Netzwerk sowie Kenntnisse der örtlichen Verhältnisse fehlen. 
 

(Quelle: Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der islamischen Republik Afghanistan, Stand: 
Februar 2008 vom 07.03.2008, Zusammenfassung) 
 

Zur speziellen Situation von Konvertiten (insbesondere von Konvertiten zum Christentum) wird festgestellt: 
 

In Afghanistan gibt es keine alteingesessenen christlichen Gemeinden. Afghanische Christen sind im 
Wesentlichen vom Islam konvertierte Christen. 
 

Die Zahl der zum Christentum konvertierten Afghanen kann nicht annähernd verlässlich geschätzt werden, da 
Konvertiten sich hierzu nicht öffentlich bekennen. Konversion wird nach der Scharia als Verbrechen betrachtet, 
für das die Todesstrafe droht. Mitte März 2006 wurde ein afghanischer Staatsangehöriger wegen Konversion 
zum Christentum angeklagt. Seine Familie hatte sich afghanischen Behörden gegenüber im Rahmen eines 
Familienstreits auf seine Konversion berufen, woraufhin ein Verfahren gegen ihn wegen Apostasie eröffnet 
wurde. Infolge internationalen Drucks wurde er Ende März 2006 freigelassen und konnte nach Italien ausreisen. 
Zu den Gründen für seine Freilassung liegen widersprüchliche Informationen vor. Aus einer Quelle heißt es, der 
Fall sei wegen offener Verfahrensfragen an die Staatsanwaltschaft zurückverwiesen worden. Eine andere Quelle 
führt Verhandlungsunfähigkeit des Angeklagten wegen psychischer Probleme an. Die Entscheidung zur 
Freilassung des Konvertiten führte zu einer heftigen Debatte im afghanischen Parlament. Der Vorsitzende des 
Auswärtigen Ausschusses des afghanischen Parlaments, Sayyaf, sprach von der Verschwörung einer 
"ungläubigen Organisation", der einige fremde Staaten, eine Anzahl von Konvertiten und auch 
Parlamentsmitglieder angehören sollen. Im Unterhaus wurde eine Resolution angenommen, die seine Freilassung 
als rechtswidrig beschrieb und ein Verbot zum Verlassen des Landes gegen ihn aussprach. Gleichzeitig wurden 
der Rechtsausschuss und der Ausschuss für die Umsetzung der Gesetze aufgefordert, eine Untersuchung in der 
Angelegenheit vorzunehmen und dem Parlament Bericht zu erstatten. Während der Zeit der Inhaftierung kam es 
zu einigen wenigen Demonstrationen gegen seine Freilassung. Auch in den Freitagsgebeten wurde der Fall 
vereinzelt aufgegriffen. 
 

Für christliche Afghanen gibt es keine Möglichkeit der Religionsausübung außerhalb des häuslichen Rahmens. 
Selbst zu Gottesdiensten, die in Privathäusern von internationalen NROen regelmäßig abgehalten werden, 
erscheinen sie nicht. Ihre Situation hängt letztlich davon ab, wo und unter welchen Umständen sie in 
Afghanistan leben. Laut der AIHRC sind Repressionen gegen Konvertiten in städtischen Gebieten wegen der 
größeren Anonymität weniger zu befürchten als in Dorfgemeinschaften. 
 

(Quelle: Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der islamischen Republik Afghanistan, Stand: 
Februar 2008 vom 07.03.2008, 1.4.2. Christen). 
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Wie sich aus dem Bericht von ACCORD vom 06.07.2007 - basierend auf AA-Auswärtiges Amt: Bericht über 
die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan (Stand: Februar 2007), 17. 
März 2007; SFH-Schweizerische Flüchtlingshilfe: Afghanistan Update (Autorin: Corinne Troxler), 11. 
Dezember 2006; UK Home 

Office: Country of Origin Information Report Afghanistan, 23. April 2007; UNHCR: Update of the Situation in 
Afghanistan and International Protection Considerations, Juni 2005; USCIRF - United 

States Commission on International Religious Freedom: Annual Report, Mai 2007; USDOS - US Department of 
State: Country Reports on Human Rights Practices 2006 - Afghanistan, 6. März 2007; USDOS-US 

Department of State: International Religious Freedom Report 2006 - Afghanistan, 15. September 2006 - ergibt, 
ist eine ungehinderte offene Ausübung der Religion für Konvertiten in Afghanistan kaum möglich. Die 
Konversion gilt in ganz Afghanistan als Vergehen, das mit dem Tod bestraft werden kann. 
 

Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

Gemäß § 7 AsylG hat die Behörde Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewähren, wenn glaubhaft ist, 
dass ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel 1 Abschnitt A Ziffer 2 der Genfer 
Flüchtlingskonvention (GFK) droht und keiner der in Artikel 1 Abschnitt C oder F der GFK genannten 
Endigungs- oder Ausschlussgründe vorliegt. 
 

Flüchtling im Sinne des Artikel 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention ist, wer aus wohlbegründeter 
Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder 
der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, sich außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der 
Lage oder in Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen. 
 

Zentraler Aspekt der dem § 7 AsylG zugrunde liegenden, in Artikel 1 Abschnitt A Z 2 Genfer 
Flüchtlingskonvention definierten Verfolgung im Herkunftsstaat ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung 
(vgl. VwGH 22.12.1999, 99/01/0334). Eine Furcht kann nur dann wohlbegründet sein, wenn sie im Licht der 
speziellen Situation des Asylwerbers unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv 
nachvollziehbar ist. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff in erheblicher Intensität in die zu 
schützende persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff 
geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begründen (vgl. 
VwGH 25.01.2001, 2001/20/0011; VwGH 21.09.2000, 2000/20/0241; VwGH 14.1.1999, 99/01/02809). Die 
Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegründeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der 
wohlbegründeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer 
maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (vgl. VwGH 
19.04.2001, 99/01/0318; VwGH 22.12.1999, 99/01/0334). Relevant kann darüber hinaus nur eine aktuelle 
Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei Bescheiderlassung vorliegen, auf diesen Zeitpunkt hat die der 
Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit 
Verfolgung aus den in Artikel 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründen zu 
befürchten habe (vgl. VwGH 19.10.2000, 98/20/0233; VwGH 09.03.1999, 98/01/0318). 
 

Mit dem Vorbringen, zum christlichen Glauben konvertiert zu sein, macht der Beschwerdeführer einen 
Nachfluchtgrund geltend. Wie der Verwaltungsgerichtshof bereits wiederholt ausgeführt hat, können diese neuen 
- in Österreich eingetretenen - Umstände, mit denen ein Asylwerber seine Furcht vor Verfolgung (nunmehr) 
begründet, grundsätzlich zur Asylgewährung führen. Sie sind daher zu überprüfen, wenn sie geeignet sind, die 
Annahme "wohlbegründeter Furcht vor Verfolgung" zu rechtfertigen (z.B. VwGH 18.09.1997, 96/20/0923). 
 

Aus dem oben hinsichtlich der Person des Beschwerdeführers festgestellten Sachverhalt sowie aus den 
Feststellungen zur Lage in Afghanistan, insbesondere jenen zur Lage von Christen und Konvertiten in 
Afghanistan, ergibt sich, dass der Beschwerdeführers - als Person mit christlicher Überzeugung, welche er nicht 
verleugnen und auch offen ausleben wollen würde - im Falle einer Rückkehr nach Afghanistan mit maßgeblicher 
Wahrscheinlichkeit massiven Einschränkungen im persönlichen Bereich auf Grund seiner religiösen 
Überzeugung ausgesetzt sowie einem erheblichen Verfolgungsrisiko für seine persönliche Sicherheit und 
physische Integrität sowohl von privater Seite - ohne dass ihm in dieser Hinsicht allerdings staatlicher Schutz 
zukäme - als auch von staatlicher Seite ausgesetzt wäre. 
 

Ein in seiner Intensität asylrelevanter Eingriff in die vom Staat zu schützende Sphäre des Einzelnen führt dann 
zur Flüchtlingseigenschaft, wenn er an einen in Artikel 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention 
festgelegten Gründe, nämlich Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe 
oder politischen Gesinnung, anknüpft. Im Fall des Beschwerdeführers liegt das oben dargestellte 
Verfolgungsrisiko jedenfalls in seiner religiösen Überzeugung begründet. 
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Zur Frage einer möglichen inländischen Fluchtalternative ist festzuhalten, dass sich die wohlbegründete Furcht 
vor Verfolgung im Sinne des Artikel 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention, wenn sie die 
Flüchtlingseigenschaft begründen soll, auf das gesamte Staatsgebiet des Heimatstaates des Asylwerbers beziehen 
muss (vgl. VwGH vom 8.10.1980, Slg Nr 10.255/A). Besteht für den Asylwerber die Möglichkeit, in einem 
Gebiet seines Heimatstaates, in dem er keine Verfolgung zu befürchten hat, Aufenthalt zu nehmen, so liegt eine 
inländische Fluchtalternative vor, welche die Asylgewährung ausschließt (vgl. VwGH 24.03.1999, 98/01/0352). 
 

Auf Grund des in ganz Afghanistan gültigen islamischen Rechts (Scharia) und der in der Praxis angewendeten 
islamischen Rechtsprechung sowie auf Grund der in der afghanischen Gesellschaft bestehenden Traditionen und 
der Intoleranz gegenüber religiösen Minderheiten, insbesondere aber Konvertiten gegenüber, und den damit 
zusammenhängenden benachteiligenden Auswirkungen des traditionellen Gesellschaftssystems in ganz 
Afghanistan, ist davon auszugehen, dass sich die oben dargestellte Situation für den Beschwerdeführer im 
gesamten Staatsgebiet von Afghanistan ergibt, weshalb keine inländische Fluchtalternative besteht. 
 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 
 

Das Verfahren war gemäß der Bestimmung des § 75 Abs. 1 AsylG idF BGBl. I Nr. 100/2005, des § 75 Abs. 7 Z 
3 AsylG 2005 idF BGBl I Nr. 4/2008 und der Bestimmung des § 23 Asylgerichtshofgesetz, BGBl I Nr. 4/2008, 
zu führen. 


